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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 63/09 B 
 
L 13 SB 272/07 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 17 SB 245/05 (SG Cottbus) 
 
 
 
…………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Brandenburg, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales und Versorgung - Landesversorgungsamt -, 
Lipezker Straße 45, Haus 5, 03048 Cottbus, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Februar 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 
 
Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 24. September 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.9.2009 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Feststellung eines höheren Grades der Behinderung als 30 nach 

dem Schwerbehindertenrecht verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil 

hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er macht grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG kann die Revision nur zugelassen werden, wenn die Rechtssache 

grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Ge-

meinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungs-

gerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). In der Be-

schwerdebegründung muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die 

Entscheidung, von der das Urteil des LSG abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet 

werden (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Um eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 SGG darzulegen, 

muss der Beschwerdeführer im Einzelnen Folgendes aufzeigen (vgl BSG SozR 1500 § 160 

Nr 17; SozR 1500 § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65): (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten 

Entscheidung (sogenannte Breitenwirkung). Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebe-

gründung des Klägers nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat es bereits unterlassen, eine seiner Ansicht nach klärungsbedürftige Rechtsfrage 

aufzuzeigen. Soweit er einen Verstoß gegen Art 3 Abs 1 GG behauptet, beschränkt er sich auf 

eine Auseinandersetzung mit den tatsächlichen Gegebenheiten des vorliegenden Falles. Dabei 

übersieht er, dass eine Nichtzulassungsbeschwerde gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG 

nicht auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Be-

weiswürdigung) gestützt werden kann. 

 

Soweit der Kläger durch seinen Beweisantritt zum Ausdruck bringt, dass er den Sachverhalt 

nicht als hinreichend aufgeklärt ansieht, ist darauf hinzuweisen, dass die Rüge eines Verstoßes 

gegen § 103 SGG (richterliche Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) die 

Bezeichnung eines Beweisantrages voraussetzt, dem das LSG zu Unrecht nicht gefolgt ist (vgl 
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§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG). An einem entsprechenden Beschwerdevorbringen fehlt es 

hier. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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